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Tagesordnungspunkt.
Anfrage zum Vorgehen der städtischen Pressestelle bei politischen Bewertungen in 
Pressemitteilungen
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,

zur Bitte um Stellungnahme der Fraktion Bündnis90/Die Grünen und Volt aus der Ratssitzung vom
12.02.2026 nehme ich wie folgt Stellung:
 
Zu Frage 1:
Keine.
Dem Rat wurde allerdings am 18.12.2025 unter TOP 10.2 die Beanstandungsvorlage (Drucksache
00618-25)
"Wahl der Mitglieder bzw. der stellvertretenden Mitglieder der Ausschüsse in der konstituierenden
Sitzung des Rates am 13.11.2025 - hier: Beanstandung gemäß § 54 Abs. 2 Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) " 
vorgelegt, eine Beschussfassung des Rates erfolgte bislang nicht.
 
Zu Frage 2:
Keine.
 
Zu Frage 3:
Das Zitat wurde vom Oberbürgermeister formuliert und durch ihn autorisiert.
 
Zu Frage 4:
Die Verwaltung berät im Falle möglicher Beanstandungsfälle stets nach Sachlage und ohne jegliche
Wertung.
 
Zu Frage 5:
Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.11.2022 - 15 B
893/22 - ist hier nicht einschlägig, denn er betrifft eine andere Fallkonstellation als den hier in Rede
stehenden Sachverhalt. Der vorzitierte Beschluss des Oberverwaltungsgerichts befasst sich mit der
Einhaltung des Neutralitätsgebotes durch Inhaber eines öffentlichen Amtes, wenn diese mit amtlichen
Äußerungen öffentlich am politischen Meinungskampf zwischen den Parteien teilnehmen. Konkret ging
es in dem damals entschiedenen Fall um einen Bürgermeister, der sich in einem Artikel auf der
Internetseite der Gemeinde negativ über eine bestimmte Partei, die in der Gemeinde ein Bürgerbüro
einrichten wollte, geäußert hatte.   
Die in der Pressemitteilung vom 21.01.2026 wiedergegebene Äußerung bezog sich hingegen nicht auf
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eine oder mehrere bestimmte Parteien, sondern auf Ratsbeschlüsse, die mit einer Mehrheit bestimmter
Ratsfraktionen (bzw. der in diesen Fraktionen zusammengeschlossenen Ratsmitglieder) zustande
gekommen sind. Eine Teilnahme am politischen Meinungskampf zwischen den Parteien - mit einer auf
Parteien bezogenen Äußerung - ist aber gerade nicht erfolgt.
 
Zu Frage 6:
Die Inhalte für Pressemitteilungen, die von der Pressestelle verantwortet werden, stammen in der 
Regel von den Fachleuten aus den Fachbereichen. Die Pressereferentinnen und Pressereferenten - 
ausnahmslos ausgebildete Redakteurinnen und Redakteure – prüfen diese auf Kohärenz und 
Verständlichkeit und bereiten die Inhalte nach den Regeln professionellen journalistischen Arbeitens 
auf. Die Prüfung auf Verständlichkeit unterliegt dabei wissenschaftlichen Standards (Hamburger 
Verständlichkeitsmodell nach Schulz von Thun). Jede Pressemitteilung wird vor dem Versand nach 
dem Vier-Augen-Prinzip gegengelesen und auf Basis dieser verschriftlichten und für die Pressestelle 
verbindlichen Standards verständlichen Schreibens redigiert. Gegebenenfalls werden die Texte nach 
Bearbeitung - je nach Komplexitätsgrad oder für eine Zitat-Freigabe - noch mit den betroffenen 
Fachbereichen bzw. Dezernaten rückgekoppelt.
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